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Entwurf 


Beschlüsse des 2 0. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
T arifver tragsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§1 

D e m § 5 Absatz 1 des vom Wirtschaftsrat 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes beschlos- 
senen Tarifvertragsgesetzes vom 9. April 1949 
(WiGBl. S. 55) wird folgender Satz 
angefügt: 

„Von den Voraussetzungen der Ziffern 
1 und 2 kann abgesehen werden, wenn 
die Allgemeinverbindlicherklärung zur 
Behebung eines sozialen Notstandes 
erforderlich erscheint.“ 


§ 2 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Entwurf eines Qesetzes zur Änderung des 
T arifvertragsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Das vom Wirtschaftsrat des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes beschlossene Tarifver- 
tragsgesetz vom 9. April 1949 (WiGBl. S. 55) 
wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 5 Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

„Von den Voraussetzungen der Ziffern 
1 und 2 kann abgesehen werden, wenn 
die Allgemeinverbindlicherklärung zur 
Bethebung eines sozialen Notstandes 
erforderlich erscheint.“ 

2. Hinter dem § 10 wird folgender § 10 a 
angefügt: 

„ Spitzenorganisationen 

Spitzenorganisationen im Sinne dieses 
Gesetzes sind — unbeschadet der Re- 
gelung in § 2 — diejenigen Zusammen- 
schlüsse von Gewerkschaften oder von 
Arbeitgebervereinigungen, die für die 
Vertretung der Arbeitnehmer- oder 
Arbeitgeberinteressen im Arbeitsleben 
des Bundesgebietes wesentliche Bedeu- 
tung haben. Ihnen stehen gleich Ge- 
werkschaften oder Arbeitgeber Ver- 
einigungen, die keinem solchen Zu- 
sammenschluß angehören, wenn sie die 
Voraussetzungen des letzten Halb- 
satzes in Satz 1 erfüllen.“ 

§ 2 

Unverändert 



